
Mit seinem dreizehnten und letzten Rechtsmittelgrund rügt der 
Rechtsmittelführer schließlich, dass das Gericht den Grundsatz 
der Rechtssicherheit missachtet habe, da es sich mit dem 
Klagegrund betreffend die Unanwendbarkeit der Verordnung 
Nr. 1605/2002 ( 2 ) nicht auseinandergesetzt habe, auf die die 
Entscheidung des OLAF und der Kommission gestützt sei, wäh­
rend zu dem fraglichen Zeitpunkt die Haushaltsordnung vom 
21. Dezember 1977 ( 3 ) gültig gewesen sei. Im Übrigen bean­
trage das CPEM nach Art. 47 § 1 Abs. 2 und 3 der Verfahrens­
ordnung des Gerichtshofs die Vernehmung von Zeugen zu den 
Tatsachen. 

( 1 ) Verordnung (EWG) Nr. 4255/88 des Rates vom 19. Dezember 1988 
zur Durchführung der Verordnung (EWG) Nr. 2052/88 hinsichtlich 
des Europäischen Sozialfonds (ABl. L 374, S. 21). 

( 2 ) Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1605/2002 des Rates vom 25. Juni 
2002 über die Haushaltsordnung für den Gesamthaushaltsplan der 
Europäischen Gemeinschaften (ABl. L 248, S. 1). 

( 3 ) Haushaltsordnung vom 21. Dezember 1977 für den Gesamthaus­
haltsplan der Europäischen Gemeinschaften (ABl. L 356, S. 1) in der 
durch die Verordnung (EG, EGKS, Euratom) Nr. 2779/98 des Rates 
vom 17. Dezember 1998 zur Änderung der Haushaltsordnung vom 
21. Dezember 1977 (ABl. L 347, S. 3) geänderten Fassung. 

Vorabentscheidungsersuchen des Fővárosi Ítélőtábla 
(Ungarn), eingereicht am 7. September 2009 — Donat 

Cornelius Ebert/Budapesti Ügyvédi Kamara 

(Rechtssache C-359/09) 

(2009/C 312/20) 

Verfahrenssprache: Ungarisch 

Vorlegendes Gericht 

Fővárosi Ítélőtábla 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Donat Cornelius Ebert 

Beklagte: Budapesti Ügyvédi Kamara 

Vorlagefragen 

1. Können die Richtlinie 89/48/EWG ( 1 ) des Rates und die 
Richtlinie 98/5/EG ( 2 ) des Europäischen Parlaments und 
des Rates dahin ausgelegt werden, dass der Berufungskläger, 
der deutscher Staatsangehöriger ist, in Deutschland die Prü­
fung für den Zugang zum Beruf des Rechtsanwalts bestan­
den hat und dort Mitglied einer Rechtsanwaltskammer ist, 
aber eine ungarische Aufenthaltserlaubnis besitzt und in 
Ungarn arbeitet, berechtigt ist, in Gerichts- und 
Verwaltungsverfahren neben der deutschen Bezeichnung 
„Rechtsanwalt“ und der ungarischen Bezeichnung „európai 
közösségi jogász“ (Gemeinschaftsjurist) die Bezeichnung 
„ügyvéd“ (Rechtsanwalt) zu führen, die die offizielle Berufs­
bezeichnung im Aufnahmestaat (Ungarn) ist, obwohl er in 
Ungarn weder in das Verzeichnis der Rechtsanwälte einge­
tragen ist noch eine entsprechende Genehmigung besitzt? 

2. Ergänzt die Richtlinie 98/5/EG die Richtlinie 89/4[8]EWG in 
dem Sinne, dass die Richtlinie 98/5/EG über die Ausübung 
des Rechtsanwaltsberufs eine spezielle gesetzliche Regelung 
für den Bereich der Rechtsanwaltschaft darstellt, während 
sich die Richtlinie 89/4[8]/EWG allgemein darauf 
beschränkt, die Anerkennung der Hochschuldiplome zu 
regeln? 

( 1 ) Richtlinie 89/48/EWG des Rates vom 21. Dezember 1988 über eine 
allgemeine Regelung zur Anerkennung der Hochschuldiplome, die 
eine mindestens dreijährige Berufsausbildung abschließen (ABl. L 19, 
S. 16). 

( 2 ) Richtlinie 98/5/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
16. Februar 1998 zur Erleichterung der ständigen Ausübung des 
Rechtsanwaltsberufs in einem anderen Mitgliedstaat als dem, in 
dem die Qualifikation erworben wurde (ABl. L 77, S. 36). 

Rechtsmittel, eingelegt am 11. September 2009 von 
Athinaïki Techniki AE gegen den Beschluss des Gerichts 
erster Instanz (Vierte Kammer) vom 29. Juni 2009 in der 
Rechtssache T-94/05, Athinaïki Techniki AE/Kommission 

der Europäischen Gemeinschaften 

(Rechtssache C-362/09 P) 

(2009/C 312/21) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Verfahrensbeteiligte 

Rechtsmittelführerin: Athinaïki Techniki AE (Prozessbevollmäch­
tigter: S. A. Pappas, avocat) 

Andere Verfahrensbeteiligte: Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften, Athens Resort Casino AE Symmetochon 

Anträge 

Die Rechtsmittelführerin beantragt, 

— den angefochtenen Beschluss aufzuheben, 

— den im ersten Rechtszug gestellten Anträgen stattzugeben, 

— der Kommission die Kosten aufzuerlegen. 

Rechtsmittelgründe und wesentliche Argumente 

Die Rechtsmittelführerin stützt ihr Rechtsmittel auf vier Gründe. 

Nach dem ersten Grund habe das Gericht die frühere Recht­
sprechung des Gerichtshofs in Bezug auf die Voraussetzungen 
der Rechtmäßigkeit der Rücknahme eines Verwaltungsakts un­
richtig ausgelegt. Voraussetzung für die Gültigkeit der Rück­
nahme sei, dass die Rechtswidrigkeit des Verwaltungsakts fest­
gestellt worden sei und dass seine Rücknahme innerhalb einer 
angemessenen Frist erfolgt sei. Im vorliegenden Fall sei die 
Rücknahme der Maßnahme der Kommission mehr als vier Jahre 
nach ihrem Erlass erfolgt, und es sei keine Begründung gegeben 
worden.
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